[Name, Vorname]
[Anschrift]

[Bezeichnung und Anschrift der Behörde]

[Datum]

[Aktenzeichen der Behörde]
Antrag nach § 6 Abs. 1 S. 1 AsylbLG

Sehr geehrte Damen und Herren,
hiermit beantrage ich die Kostenübernahme für meine Passbeschaffungskosten [genau aufschlüsseln und möglichst beziffern].
Dass die Passbeschaffung unerlässlich zur Erfüllung einer verwaltungsrechtlichen Mitwirkungspflicht ist und damit das Ermessen zur Kostenübernahme auf Null reduziert sein muss, ist allgemein anerkannt (BT-Drs. 18/2592, S. 22 unten). Zuletzt hat das BVerfG betont, dass die fehlende Verfügbarkeit eines Geldbetrages im Grundbedarfssatz für die Passbeschaffung zu einem Anspruch aus § 6 Abs. 1 S. 1 AsylbLG führen muss. Das BVerfG führt dazu Folgendes aus:
… Mehrbedarfe für [Passbeschaffung] musste der Gesetzgeber bei der Berechnung der Grundleistungen zugleich nicht berücksichtigen. In der Gesetzentwurfsbegründung ist dazu ausgeführt, dass die Mehrausgaben der Leistungsberechtigten zur Beschaffung von Ausweispapieren im Herkunftsstaat keinen regelmäßig an die Stelle der Ausweisbeschaffungskosten tretenden Bedarf darstellten und dass die Kosten nach § 6 AsylbLG zu übernehmen seien, sofern im Einzelfall zur Mitwirkung im Asylverfahren oder auf Grund anderer aufenthaltsrechtlicher Bestimmungen die Beschaffung ausländischer Dokumente erforderlich sei und die Kostentragung vom Leistungsberechtigten nicht erwartet werden könne (BTDrucks 18/2592, S. 22). Soweit Ausländer vergleichbaren Kosten für die Beschaffung eines ausländischen Ausweises ausgesetzt … sind, lassen sich diese Ausgaben jeweils über § 6 AsylbLG decken.
(BVerG vom 15.4.2026 – 1 BvL 5/21, Rn. 176 f.).
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